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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz 

der Vizepräsidentin 

Dr. Brigitte BIERLEIN 

 

und in Anwesenheit der Mitglieder 
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Dr. Claudia KAHR, 

Dr. Rudolf MÜLLER, 
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Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 

 

als Stimmführer, im Beisein des verfassungsrechtlichen Mitarbeiters 

Mag. Gernot POSCH 
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in der Beschwerdesache der **** *******, ***************** **, **** ****, 

vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Lennart Binder LL.M., Rochusgasse 2/12, 

1030 Wien, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 

5. August 2015, Z W178 2101551-1/13E, in seiner heutigen nichtöffentlichen 

Sitzung beschlossen: 

 

I. Gemäß Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. b B-VG wird die Verfassungsmäßigkeit des 

§ 12a Z 2, sowie die Anlage B "Zulassungskriterien für Fachkräfte in Mangel-

berufen gemäß § 12a" des Bundesgesetzes vom 20. März 1975, mit dem die 

Beschäftigung von Ausländern geregelt wird (Ausländerbeschäftigungs-

gesetz – AuslBG), BGBl. 218/1975 idF des Bundesgesetzes, mit dem das 

Ausländerbeschäftigungsgesetz und das Arbeitslosenversicherungsgesetz 

1977 geändert werden, BGBl. I Nr. 25/2011, von Amts wegen geprüft. 

II. Das Beschwerdeverfahren wird nach Fällung der Entscheidung im Gesetzes-

prüfungsverfahren fortgesetzt werden. 

Begründung 

I. Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren 

1. Die Beschwerdeführerin, eine 47-jährige chinesische Staatsangehörige, 

absolvierte in ihrem Herkunftsstaat eine Ausbildung in der Gesundheits- und 

Krankenpflege, die in Österreich mit Bescheid der Stadt Wien vom 19. Februar 

2013 nostrifiziert wurde. Die in diesem Bescheid als Bedingung seiner Wirksam-

keit vorgeschriebene Ergänzungsausbildung hat die Beschwerdeführerin – der 

diesbezüglichen Beurkundung des Landeshauptmanns von Wien zufolge – mit 

12. September 2014 erfolgreich absolviert. Sie verfügt nach den Feststellungen 

des Bundesverwaltungsgerichts ferner über Deutschkenntnisse auf dem 

Niveau B1 und hat in Österreich drei volle Jahre in einem ausbildungsadäquaten 

Beruf bei der Caritas der Erzdiözese Wien gearbeitet. 

2. Mit Schriftsatz vom 13. Oktober 2014 beantragte die Beschwerdeführerin bei 

der nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (im Folgenden: NAG) 

zuständigen Behörde, dass ihr gemäß § 12a AuslBG eine "Rot-Weiß-Rot-Karte" 
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für eine Fachkraft im Unternehmen der Caritas der Erzdiözese Wien ausgestellt 

werde. Diese leitete den Antrag gemäß § 20d NAG an das Arbeitsmarktservice 

Wien-Esteplatz (im Folgenden: AMS) weiter. Mit Bescheid vom 12. Februar 2015 

wies das AMS den Antrag ab. Begründend führte es aus, dass die Beschwerde-

führerin bei den Zulassungskriterien für Fachkräfte in Mangelberufen gemäß 

§ 12a AuslBG (Qualifikation, ausbildungsadäquate Berufserfahrung, Sprach-

kenntnisse, Alter) die in der Anlage B des AuslBG normierte Mindestpunktean-

zahl von 50 Punkten nicht erreicht habe. 

3. Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdeführerin Beschwerde an das 

Bundesverwaltungsgericht und brachte vor, dass die vom AMS vorgenommene 

Punkteberechnung unrichtig sei.  

3.1. Das AMS wies die Beschwerde mittels Beschwerdevorentscheidung vom 

12. Februar 2015 ab. Daraufhin stellte die Beschwerdeführerin einen Vorlage-

antrag an das Bundesverwaltungsgericht. Dieses führte ein ergänzendes Er-

mittlungsverfahren durch und wies die Beschwerde in einem gemäß 

§ 20f AuslBG gebildeten Senat mit Erkenntnis vom 5. August 2015 als unbe-

gründet ab.  

3.1.1. Die Beschwerdeführerin verfüge mit ihrer Ausbildung weder über eine 

Universitätsreife noch habe sie ein Universitätsstudium an einer tertiären 

Bildungseinrichtung mit dreijähriger Mindestdauer absolviert. Aus diesem Grund 

könnten in der Kategorie "Qualifikation" nur 20 Punkte vergeben werden. 

Gemeinsam mit 10 Punkten für die einschlägige Beschäftigung und 15 Punkten 

für Sprachkenntnisse errechnete das Bundesverwaltungsgericht – wie schon die 

Verwaltungsbehörde – für die Beschwerdeführerin eine Summe von bloß 

45 Punkten. Die Beschwerdeführerin blieb damit 5 Punkte unter der gesetzlich 

geforderten Mindestpunktanzahl.  

3.1.2. In der Kategorie "Alter" seien für die Beschwerdeführerin – so das Bundes-

verwaltungsgericht – überhaupt keine Punkte zu vergeben, weil die 

Beschwerdeführerin im Zeitpunkt der Antragstellung bereits über 40 Jahre alt 

gewesen sei. Zur Frage der Unionsrechtskonformität der Anlage B zum AuslBG 

führt das Bundesverwaltungsgericht aus, dass ein offenkundiger Verstoß gegen 

Unionsrecht, insbesondere gegen die Charta der Grundrechte der Europäischen 

Union (im Folgenden: GRC) bzw. die Gleichbehandlungsrichtlinie (Richt-

linie 2000/78/EG vgl. unten), im Sinne eines "acte clair" nicht vorliege. Soweit 
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Zweifel bestünden, komme die Pflicht, eine Vorabentscheidung durch den EuGH 

zu veranlassen, allenfalls dem Verwaltungsgerichtshof zu. Art. 21 Abs. 1 GRC 

verbiete zwar Diskriminierungen auf Grund des Alters. Die gesetzlich vorge-

sehene Ungleichbehandlung nach dem Lebensalter in Anlage B zum AuslBG sei 

aber "vertretbar als verhältnismäßig und entsprechend der Arbeitsmarktziele als 

notwendig" anzusehen.  

3.1.3. Auch die von der Beschwerdeführerin behauptete Verfassungswidrigkeit 

sei nicht gegeben, weil die inkriminierte Regelung sachlich zu rechtfertigen sei. 

Insbesondere sei – gestützt auf eine Literaturmeinung – davon auszugesehen, 

dass das Ziel der Regelung, auf Grund der erwarteten demographischen Ent-

wicklung vorwiegend jüngere Arbeitskräfte anzusprechen, sachlich gerechtfertigt 

sei. Zu berücksichtigen sei in diesem Zusammenhang auch, dass ein höheres 

Alter durch andere Kriterien wie beispielsweise eine längere Berufserfahrung 

ausgeglichen werden könne. 

4. Dagegen richtet sich die vorliegende, auf Art. 144 B-VG gestützte Beschwerde, 

in der eine Verletzung im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf 

Gleichbehandlung von Fremden untereinander und eine Verletzung in Rechten 

wegen Anwendung eines verfassungswidrigen Gesetzes behauptet wird. 

Begründend wird im Wesentlichen vorgebracht, dass die Punkteregelung in der 

Kategorie "Alter" in Anlage B zu § 12a AuslBG dem verfassungsgesetzlich ge-

währleisteten Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander und 

Art. 21 GRC iVm der Gleichbehandlungsrichtlinie widerspreche. Unter einem wird 

beantragt, die Beschwerde im Falle ihrer Abweisung oder Ablehnung an den 

Verwaltungsgerichtshof abzutreten. 

5. Das Bundesverwaltungsgericht legte die Gerichts- und Verwaltungsakten vor, 

sah von der Erstattung einer Gegenschrift aber ab.  

II. Rechtslage 

1. Die in Betracht zu ziehenden Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 

20. März 1975, mit dem die Beschäftigung von Ausländern geregelt wird (Aus-

länderbeschäftigungsgesetz – AuslBG), BGBl. 218/1975, lauten in der zum Ent-
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scheidungszeitpunkt des Bundesverwaltungsgerichts maßgeblichen Fassung 

BGBl. I 72/2013 auszugsweise wie folgt: 

"Voraussetzungen für die Beschäftigung von Ausländern 
 
§ 3. (1) Ein Arbeitgeber darf, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt ist, einen Ausländer nur beschäftigen, wenn ihm für diesen eine Be-
schäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung erteilt oder eine Anzeigebe-
stätigung ausgestellt wurde oder wenn der Ausländer eine für diese Be-
schäftigung gültige 'Rot-Weiß-Rot – Karte', 'Blaue Karte EU' oder 'Aufenthalts-
bewilligung – Künstler' oder eine 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus', eine 'Aufenthalts-
berechtigung plus', einen Befreiungsschein (§ 4c) oder einen Aufenthaltstitel 
'Familienangehöriger' oder 'Daueraufenthalt – EU' besitzt. 
 
(2) Ein Ausländer darf, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt 
ist, eine Beschäftigung nur antreten und ausüben, wenn für ihn eine Be-
schäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung erteilt oder eine Anzeigebe-
stätigung ausgestellt wurde oder wenn er eine für diese Beschäftigung gültige 
'Rot-Weiß-Rot – Karte', 'Blaue Karte EU' oder 'Aufenthaltsbewilligung – Künstler' 
oder eine 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus', eine 'Aufenthaltsberechtigung plus', einen 
Befreiungsschein (§ 4c) oder einen Aufenthaltstitel 'Familienangehöriger' oder 
'Daueraufenthalt – EU' besitzt. 
 
(3) – (10) […]" 
 

"Fachkräfte in Mangelberufen 
 
§ 12a. Ausländer werden in einem in der Fachkräfteverordnung (§ 13) festge-
legten Mangelberuf zu einer Beschäftigung als Fachkraft zugelassen, wenn sie 
1. eine einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung nachweisen können, 
2. die erforderliche Mindestpunkteanzahl für die in Anlage B angeführten 
Kriterien erreichen, 
3. für die beabsichtigte Beschäftigung das ihnen nach Gesetz, Verordnung oder 
Kollektivvertrag zustehende Mindestentgelt zuzüglich einer betriebsüblichen 
Überzahlung erhalten und  
sinngemäß die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der Z 1 erfüllt sind. 
Die Arbeitsmarktprüfung im Einzelfall entfällt." 
 

"Fachkräfteverordnung 
 
§ 13. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz legt im 
Falle eines längerfristigen Arbeitskräftebedarfs, der aus dem im Inland verfüg-
baren Arbeitskräftepotenzial nicht abgedeckt werden kann, zur Sicherung des 
Wirtschafts- und Beschäftigungsstandortes im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Wirtschaft, Familie und Jugend durch Verordnung für das nächst-
folgende Kalenderjahr Mangelberufe fest, in denen Ausländer als Fachkräfte 
gemäß § 12a zugelassen werden können. Als Mangelberufe kommen Berufe in 
Betracht, für die pro gemeldeter offener Stelle höchstens 1,5 Arbeitsuchende 
vorgemerkt (Stellenandrangsziffer) sind. Berufe mit einer Stellenandrangsziffer 
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bis zu 1,8 können berücksichtigt werden, wenn weitere objektivierbare 
Mangelindikatoren, insbesondere eine erhöhte Ausbildungsaktivität der Betriebe 
festgestellt werden oder der betreffende Beschäftigungszweig eine überdurch-
schnittlich steigende Lohnentwicklung aufweist. Die von Arbeitskräfteüber-
lassern gemäß § 3 Abs. 2 AÜG gemeldeten offenen Stellen sind bei der Er-
mittlung der Stellenandrangsziffer gesondert auszuweisen. 
 
(2) Ein vom Verwaltungsrat des Arbeitsmarktservice Österreich gemäß den 
Bestimmungen des Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl. I Nr. 313/1994, einzu-
richtender Ausschuss kann nach Maßgabe des Abs. 1 einvernehmlich Vorschläge 
für die Festlegung von Mangelberufen erstatten. Wird kein Einvernehmen erzielt, 
können die Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber gesonderte Vor-
schläge erstatten." 

 

 

2. Anlage B zum AuslBG lautet wie folgt: 

"Zulassungskriterien für Fachkräfte in Mangelberufen gemäß § 12a 
  

Kriterien Punkte 
Qualifikation maximal anrechenbare Punkte: 30 
abgeschlossene Berufsausbildung im 
Mangelberuf 

20 

allgemeine Universitätsreife im Sinne 
des § 64 Abs. 1 des Universitäts-
gesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120 

 
25 

Abschluss eines Studiums an einer 
tertiären Bildungseinrichtung mit 
dreijähriger Mindestdauer 

 
30 

   
ausbildungsadäquate Berufserfahrung maximal anrechenbare Punkte: 10 
Berufserfahrung (pro Jahr) 
Berufserfahrung in Österreich (pro Jahr) 

2 
4 

   
Sprachkenntnisse maximal anrechenbare Punkte: 15 
Deutschkenntnisse zur elementaren 
Sprachverwendung auf einfachstem 
Niveau oder 
Englischkenntnisse zur selbständigen 
Sprachverwendung 
  
Deutschkenntnisse zur vertieften 
elementaren Sprachverwendung oder 
Englischkenntnisse zur vertieften 
selbständigen Sprachverwendung 

 
 

10 
 
 
 
 

15 

   

11 
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Alter maximal anrechenbare Punkte: 20 
bis 30 Jahre 
bis 40 Jahre 

20 
15 

   
Summe der maximal anrechenbaren 
Punkte 

75 

erforderliche Mindestpunkteanzahl 50 
" 

 

3. Die berufliche Qualifikation der Beschwerdeführerin als diplomierte Kranken-

pflegerin ist in der Fachkräfteverordnung des Bundesministers für Arbeit, 

Soziales und Konsumentenschutz für die Jahre 2014 (BGBl. II 328/2013), 2015 

(BGBl. II 278/2014 idF 5/2015), 2016 (BGBl. II 329/2015) und 2017 (BGBl. II 

423/2016) als Mangelberuf im Sinne des § 13 AuslBG, in dem Ausländer als 

Fachkräfte gemäß § 12a AuslBG zugelassen werden können, ausgewiesen.  

III. Bedenken des Gerichtshofes 

1. Bei Behandlung der Beschwerde sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken ob 

der Verfassungsmäßigkeit des § 12a sowie der Anlage B "Zulassungskriterien für 

Fachkräfte in Mangelberufen gemäß § 12a" des AuslBG in der im Spruch ge-

nannten Fassung entstanden. 

1.1. Der Verfassungsgerichtshof geht vorläufig davon aus, dass die Beschwerde 

zulässig ist, dass das Bundesverwaltungsgericht bei der Erlassung der ange-

fochtenen Entscheidung § 12a Z 2 AuslBG in Verbindung mit Anlage B zum 

AuslBG zumindest denkmöglich angewendet hat und dass auch der Verfassungs-

gerichtshof diese Bestimmung bei seiner Entscheidung über die Beschwerde 

anzuwenden hätte. § 12a Z 2 AuslBG dürfte mit Anlage B in einem derart un-

trennbaren Zusammenhang stehen, dass die eine Bestimmung ohne die andere 

nicht vollziehbar ist. Das Gesetzesprüfungsverfahren dürfte nach vorläufiger 

Ansicht des Verfassungsgerichtshofes somit im spruchgemäßen Umfang zulässig 

sein. 

1.2. Gemäß § 12a AuslBG werden Ausländer in einem in der Fachkräftever-

ordnung festgelegten Mangelberuf ua. dann zu einer Beschäftigung als Fachkraft 

zugelassen, wenn sie die erforderliche Mindestpunkteanzahl für die in Anlage B 

angeführten Kriterien erreichen. Diese beträgt nach der genannten Anlage zum 

AuslBG 50 Punkte. Maximal sind 75 Punkte zu erreichen. Sie sind auf die 

Kategorien Qualifikation (20 [Berufsausbildung im Mangelberuf], 25 
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[Universitätsreife] oder 30 Punkte [Studienabschluss]), ausbildungsadäquate 

Berufserfahrung (pro Jahr im Ausland 2 bzw. im Inland 4 Punkte, höchstens aber 

10 Punkte), Sprachkenntnisse (10 oder 15 Punkte) und Alter (20 Punkte bis zum 

30. Lebensjahr, 15 Punkte zwischen dem 30. und dem 40. Lebensjahr) verteilt. 

Für den Fall, dass die antragstellende Person das 40. Lebensjahr überschritten 

hat, werden ihr in der Kategorie Alter keine Punkte mehr zuerkannt. Nähere 

Erläuterungen zu diesem Punktesystem enthalten die Gesetzesmaterialien nicht 

(Erläut. zur RV 1077 BlgNR 24. GP, 11 ff. [12 f.]).  

2. Nach der mit VfSlg. 13.836/1994 beginnenden, nunmehr ständigen Recht-

sprechung des Verfassungsgerichtshofes (s. etwa VfSlg. 14.650/1996 und die dort 

angeführte Vorjudikatur; weiters VfSlg. 16.080/2001 und 17.026/2003) enthält 

Art. I Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes zur Durchführung des Inter-

nationalen Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskri-

minierung, BGBl. 390/1973, das allgemeine, sowohl an die Gesetzgebung als 

auch an die Vollziehung gerichtete Verbot, sachlich nicht begründbare Unter-

scheidungen zwischen Fremden vorzunehmen. Diese Verfassungsnorm enthält 

ein – auch das Sachlichkeitsgebot einschließendes – Gebot der Gleichbehandlung 

von Fremden untereinander; deren Ungleichbehandlung ist also nur dann und 

insoweit zulässig, als hiefür ein vernünftiger Grund erkennbar und die Ungleich-

behandlung nicht unverhältnismäßig ist. 

Diesem einem Fremden durch Art. I Abs. 1 leg.cit. gewährleisteten subjektiven 

Recht widerstreitet eine Entscheidung, wenn sie auf einem gegen diese Be-

stimmung verstoßenden Gesetz beruht (vgl. zB VfSlg. 16.214/2001), wenn das 

Verwaltungsgericht dem angewendeten einfachen Gesetz fälschlicherweise 

einen Inhalt unterstellt hat, der – hätte ihn das Gesetz – dieses als in Wider-

spruch zum Bundesverfassungsgesetz zur Durchführung des Internationalen 

Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, 

BGBl. 390/1973, stehend erscheinen ließe (s. etwa VfSlg. 14.393/1995, 

16.314/2001) oder wenn es bei Erlassung der Entscheidung Willkür geübt hat (zB 

VfSlg. 15.451/1999, 16.297/2001, 16.354/2001 sowie 18.614/2008). 

3. Nach vorläufiger Ansicht des Verfassungsgerichtshofes dürfte die hiemit in 

Prüfung gezogenen Bestimmung des § 12a Z 2 in Verbindung mit Anlage B des 

AuslBG die genannte Verfassungsvorschrift verletzen:  

16 
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3.1. Der Verfassungsgerichtshof geht mit den Gesetzesmaterialien vorläufig 

davon aus, dass § 12a AuslBG grundsätzlich den Zweck hat, eine "mit personen-

bezogenen und arbeitsmarktpolitischen Kriterien kombinierte Neuzuwanderung 

jener qualifizierte[n] Arbeitskräfte [zu ermöglichen], die bei einer längerfristigen 

Beobachtung der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsentwicklung sowie unter Berück-

sichtigung der schulischen und betrieblichen Ausbildungsmaßnahmen nicht aus 

dem vorhandenen Arbeitskräftepotenzial rekrutiert werden können und zur 

Sicherung bestehender und zur Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze notwendig 

sind. Die neuen Regelungen sollen vor allem besonders qualifizierten Personen 

eine Option für eine Zuwanderung nach Österreich eröffnen und den Be-

schäftigungsstandort Österreich attraktiver machen" (Erläut. zur RV 1077 BlgNR 

24. GP 11, f.). § 12a AuslBG dient im Besonderen der Zuwanderung qualifizierter 

Fachkräfte in Mangelberufen. Dazu heißt es in den Erläuterungen der 

Regierungsvorlage (aaO, 12): 

"Es können somit nur Fachkräfte zugelassen werden, die eine abgeschlossene 
Berufsausbildung in einem solchen Mangelberuf nachweisen, die einem Lehrab-
schluss vergleichbar ist. Als abgeschlossene Berufsausbildung gilt auch der 
erfolgreiche Abschluss einer schulischen Ausbildung, die dem Abschluss einer 
Berufsbildenden Höheren Schule (BHS) in Österreich entspricht. Dement-
sprechend hoch ist die Qualifikation auch im Kriterienkatalog der Anlage B 
bewertet. Neben der erforderlichen Mindestpunkteanzahl ist ein der Ausbildung 
und jeweiligen Einstufung entsprechendes Entgelt, das vom Arbeitgeber vor der 
Einstellung zu gewährleisten ist, eine unabdingbare Zulassungsvoraussetzung. 
Sofern die im Betrieb beschäftigten Fachkräfte ein höheres als ihnen nach 
Gesetz, Verordnung oder Kollektivvertrag zustehendes Entgelt erhalten, ist ein 
solches im gleichen Ausmaß auch der angeworbenen Fachkraft zu gewähren. Da 
bereits mit der Verordnung festgestellt wird, dass in den festgelegten Berufen 
ein Arbeitskräftemangel besteht, kann auf eine Arbeitsmarktprüfung im Einzelfall 
verzichtet werden." 

 

3.2. Die Ausgestaltung des für die Erteilung der "Rot-Weiß-Rot-Karte" in Anlage B 

vorgesehenen Punktesystems scheint nun aber insoweit unsachlich zu sein, als 

die Verteilung der Punkte innerhalb des Punkteschemas in sich inkohärent sein 

dürfte: Während die für die Berufsqualifikation neben der Ausbildung an-

scheinend maßgebliche Berufserfahrung mit höchstens 10 Punkten (das sind nur 

20% der zumindest zu erreichenden Punkteanzahl von 50, bzw. rund 13% der 

Höchstpunkteanzahl von 75) bewertet wird, betragen die Zuschläge für ein Alter 

unter 30 Lebensjahren das Doppelte und für ein Alter unter 40 Lebensjahren 

immer noch das Eineinhalbfache des für die Berufserfahrung maßgeblichen 

Wertes. Der Verfassungsgerichtshof vermag zunächst nicht zu erkennen, welche 
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Bedeutung das Alter für sich allein für die Qualifikation einer Arbeitskraft in 

einem Mangelberuf überhaupt haben sollte.  

3.3. Die Differenzierung zwischen unter 40-Jährigen (15 Punkte) und über 

40-Jährigen (0 Punkte) führt auf Grund dessen, dass die übrigen Punktewerte nur 

maximal 45 Punkte zulassen, anscheinend nur bei Berufen aus der Gruppe mit 

"abgeschlossener Berufsausbildung" zu dem Effekt, dass eine Person, die das 

40. Lebensjahr überschritten hat, auf Grund ihrer Ausbildung, ihrer beruflichen 

Qualifikationen und ihrer Sprachkenntnisse allein nicht mehr die im Gesetz 

geforderte Mindestpunkteanzahl von 50 Punkten erreichen kann. Dieser 

Personenkreis wird damit – im Gegensatz zu jenen mit Universitätsreife bzw. mit 

einem abgeschlossenen Studium – ab dem 40. Lebensjahr von der Erteilung einer 

"Rot-Weiß-Rot-Karte" ausgeschlossen.  

3.4. Für diese Differenzierung vermag der Verfassungsgerichtshof vorerst weder 

einen besonderen Unterschied im Arbeitskräftebedarf noch sonst eine sachliche 

Rechtfertigung zu erkennen. Im Gesetzesprüfungsverfahren wird jedoch auch zu 

erörtern sein, ob und ab welchem Alter ein mögliches Anliegen des Gesetz-

gebers, zur Vermeidung einer finanziellen Belastung auf Grund einer allenfalls 

unzureichenden Altersversorgung für ausländische Staatsangehörige, den Zugang 

zum Arbeitsmarkt auch nach Maßgabe des Alters zu beschränken, sachlich zu 

rechtfertigen wäre und ob unter diesem Gesichtspunkt die durch Anlage B 

gezogenen Grenzen als verfassungskonform beurteilt werden könnten. 

4. § 12a Z 2 AuslBG in Verbindung mit Anhang B dieses Gesetzes scheint daher 

mit dem Art. I Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes zur Durchführung des 

Internationalen Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen rassischer 

Diskriminierung, BGBl. 390/1973, innewohnenden Sachlichkeitsgebot in Wider-

spruch zu stehen. 

IV. Ergebnis 

1. Der Verfassungsgerichtshof hat daher beschlossen, § 12a Z 2 AuslBG und 

Anlage B "Zulassungskriterien für Fachkräfte in Mangelberufen gemäß § 12a" des 

AuslBG in der im Spruch genannten Fassung von Amts wegen auf seine Ver-

fassungsmäßigkeit zu prüfen. 
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2. Ob die Prozessvoraussetzungen vorliegen und die dargelegten Bedenken 

zutreffen, wird im Gesetzesprüfungsverfahren zu klären sein. 

3. Dies konnte gemäß § 19 Abs. 4 VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöf-

fentlicher Sitzung beschlossen werden. 

Wien, am 14. März 2017 

Die Vizepräsidentin: 

Dr. BIERLEIN 

 

 

Schriftführer: 

Mag. POSCH 
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